
Die SPD hat die meisten 

Wähler an die AfD verlo-

ren. Die größten Stim-

mengewinne konnte die 

FDP in der Altersgruppe 

50plus erzielen - meist 

frustrierte ehemalige 

CDU-Wähler der oberen 

Bildungsschicht. [WHA] 

Die Landtagswahlen in 

den drei Bundesländern 

haben gezeigt, dass wie 

erwartet die Migranten– 

und Flüchtlingspolitik der 

Bundeskanzlerin alle lan-

despolitischen Themen 

überschattet.   

Der mit weitem Abstand 

größte Gewinner der Wah-

len ist die AfD, die aus 

dem Stand in Sachsen-

Anhalt auf  24,3 % 

kommt, in Rheinland-Pfalz 

auf 12,6 % und in Baden-

Württemberg auf 15,1 %. 

Die Grünen haben in 

Sachsen-Anhalt etwas, in 

Rheinland-Pfalz drama-

tisch verloren und in Ba-

den-Württemberg dazuge-

wonnen und sind hier vor 

der CDU stärkste Partei.  

Die SPD ist in Baden-

Württemberg und Sach-

sen-Anhalt regelrecht ab-

gestürzt, in Rheinland-

Pfalz hat sie ihr Ergebnis 

knapp gehalten.  

Die FDP mit Spitzenkandi-

dat Ulrich Rülke in Baden- 

Württemberg gehört 

ebenfalls zu den Gewin-

nern und hat sich mit 

8,3% als liberale Oppositi-

on stabilisiert.  

Berliner Auguren sehen in 

dem Wahlergebnis eine 

Prognose für die Bundes-

tagswahl 2017: Der Trend 

würde zu einer schwarz-

grünen Koalition im Bund 

gehen. 

Vor dem Hintergrund, 

dass der grüne elder sta-

tesman Jürgen Trittin Win-

fried Kretschmann vor 

nicht allzu langer Zeit 

noch als „Waldschrat“ 

bezeichnet hat, ist das 

doch mehr als 

fraglich. 

In Baden-Würt-

temberg hat 

nicht die Grüne 

Partei, sondern 

die Person Win-

fried Kretsch-

mann gewon-

nen. Ihm haben 

die Wähler mehr 

vertraut als dem 

Gegenkandida-

ten Wolf einer in 

sich zerstritte-

nen CDU.  

Ein Blick auf die 

Wählerwanderungsanaly-

se von Infratest-Dimap 

zeigt: Die CDU hat die 

meisten Wähler verloren - 

in Großstädten an die 

FDP, in Mittelstädten an 

die AfD und im ländlichen 

Raum, speziell in Ober-

schwaben, an die Grünen. 

Landtagswahl 2016 

Ist schon wieder Wahl-

kampf ? Man könnte es 

fast meinen, wenn man 

die vielen Äußerungen 

und Kommentare aus 

fast allen Parteien zum 

Thema Rente hört und 

liest. Da werden Schlag-

worte wie Lebensleis-

tungsrente und bedin-

gungsloses Einkommen 

für jeden hervorgeholt. 

In der Schweiz wurde 

vor wenigen Tagen über 

letzteres sogar eine 

Volksabstimmung 

durchgeführt, allerdings 

vorerst mit negativem 

Ergebnis. 

Nun beschließt man, 

gegen den Missbrauch 

bei Leiharbeit und 

Werksvertrag vorzuge-

hen, allerdings mit 

Maßnahmen, deren 

Wirksamkeit ich be-

zweifle.  

Beim Mindestlohn ist 

offensichtlich, dass die-

ser nicht ausreicht, um 

ein normales Leben zu 

sichern, weder für den 

Einzelnen und schon 

gar nicht für eine Fami-

lie. Und am Ende des 

Arbeitslebens führt er 

zu einer Rente maximal 

auf dem Niveau der 

Grundsicherung. 

Wie man mit solchen 

Niedriglöhnen private 

Altersvorsorge betrei-

ben soll, ist nicht nach-

vollziehbar. Wer die 

Absenkung des Renten-

niveaus abmildern will, 

muss  die Beitragsbasis 

vergrößern und die Ren-

tenversicherung von 

rentenfremden Belas-

tungen befreien. Dazu 

gehört Mut. Bisher ist er 

nirgends wirklich festzu-

stellen. Auch die FDP 

sollte in diesem Thema 

aktiver werden. Mit 

dem Bürgergeld hat sie 

einst einen guten An-

fang gemacht.  

 
Hanspeter Gramespacher 
stellv. Landesvorsitzender 

Juli  2016 



lust der völkischen und 

nationalen Identität, 

Angst vor religiöser und 

kultureller Überfremdung, 

Angst, im digitalen Wett-

lauf abgehängt zu wer-

den. Angst vor Arbeits-

platzverlust und davor, im 

sozialen Verteilungs-

kampf zu verlieren.  

Welche Chancen hat hier 

die FDP? 

Soll sie in den Chor der 

sprachgeregelten Betrof-

fenheitsrhetorik von Me-

dien und Mainstreampolitik 

einstimmen? Soll die FDP 

nur den Lumpensammler 

für die Defizite der anderen 

Parteien sein, nur ein effi-

zienter Reparaturbetrieb:  

Wir meinen: Nein! 

Soll sie die AfD als Partei 

„gebrandmarkter“ Wutbür-

ger, von Ausländerfeinden, 

Putin-Verstehern, Völki-

schen und Rechtsradikalen 

rechts liegen lassen? 

Wir meinen: Nein! 

Soll sie nur den immer klei-

Holzschnittartig zusammenge-

fasst bietet sich folgendes 

Bild:   

Die CDU in BW hat zwar ih-

ren Nimbus als Machtgarant 

eingebüßt, bedient aber 

nach wie vor die Nachfrage 

nach einer ordentlichen Ver-

waltung und viel Sozialem – 

ohne große Ambitionen oder 

gar Visionen.  

Die Grünen sprechen zuneh-

mend die besserverdienen-

den Idealisten an, die von 

einer irgendwie besseren, 

sozialeren und friedlicheren 

Welt träumen – in der sie 

weiterhin zu den Privilegier-

ten zählen, oft im Staats-

dienst.  

Die Linke beglückt die Um-

verteilungsfans und Radikal-

Pazifisten. 

Die AfD hat es verstanden, 

vor dem Hintergrund der 

Migranten– und Medienkrise 

als Sammelbecken für Men-

schen mit Ängsten aufzutre-

ten: Angst vor gesellschaftli-

chem Abstieg, Angst vor Ver-

ner werdenden Rest der in 

politischer und ökonomi-

scher Verantwortung ste-

henden Marktwirtschaftler 

bedienen?  

Wir meinen: Nein! 

Die Freien Demokraten in 

Baden-Württemberg waren 

sehr gut beraten, die wie-

dergewonnenen Glaubwür-

digkeit  - bestätigt durch 

den Wiedereinzug in den 

Landtag mit 8,3 % - nicht 

durch Scheinkoalitionsver-

handlungen aufs Spiel zu 

setzen.  

Wer fünf Jahre lang durch 

hochprofessionelle und 

glaubwürdige Oppositions-

arbeit den überfälligen Poli-

tikwechsel einfordert, darf 

nicht - wie die CDU - wegen 

fragwürdiger Machtoptio-

nen zusammen mit den 

Grünen alle gegebenen 

Wahlversprechen in den 

Koalitionsgesprächen über 

Bord werfen.  

[WHA/KS] 

Die Landtagswahlen haben das Land verändert  
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und damit deutlich hinter der 

AfD. Hugo Müller-Vogg sucht 

auf dem liberalen Blog 

„Tichys Einblick“ nach Erklä-

rungen und gibt Ralf Dahren-

dorf Recht, der schon vor 

dreißig Jahren das Ende des 

sozialdemokratischen Jahr-

hunderts ausgerufen hatte.  

Hauptgründe heute seien:    

die „Sozialdemokratisie-

rung“ der Union  

Bei der Partei Die Linke hat 

es die SPD mit einem Wett-

bewerber zu tun, der im 

Kampf  um die „sozialste“ 

Sozialpolitik immer erster 

bleiben wird. Mindestlohn, 

Rentenhöhe, Umverteilung 

– die Linke fordert stets 

mehr als die SPD.  

Gravierender wirken sich 

die SPD-Fehler in der 

Flüchtlingspolitik aus. Die 

SPD hat den Willkommens-

kurs der Kanzlerin zu-

nächst begeistert mitgetra-

Die drei Landtagswahlen im 

März haben die Bundesre-

publik verändert. Neben 

der AfD ist der Gewinner 

der Landtagswahlen in BW 

durchaus auch die FDP mit 

größerer Fraktion. Was mit 

einer großen traditionell 

verankerten Partei heute 

passieren kann, zeigt das 

Schicksal der SPD. Die Ana-

lyse von Hugo Müller-Vogg 

zeigt, dass die Resonanz 

gängiger Themen abhan-

den kommen kann, wenn 

eine realistische Selbstein-

schätzung fehlt. Denn der 

große Verlierer ist die SPD. 

Bei den letzten Landtags-

wahlen erreichte die SPD 

mit ihren Ergebnissen die 

niedrigsten Werte, seit es 

Meinungsforschung gibt: 

10,9 Prozent in Sachsen-

Anhalt, 12,4 in Sachsen 

und Thüringen, 12,7 Pro-

zent in Baden-Württemberg 

gen, aber zu spät bemerkt, 

dass die anfängliche Eu-

phorie in Bevölkerung und 

Medien längst in Angst vor 

den Folgen einer ungesteu-

erten Zuwanderung umge-

schlagen ist. 

Neben den alles verspre-

chenden Linken stellen die 

„neuen Grünen“ das 

Hauptproblem der SPD 

dar. In ihren einstigen 

großstädtischen Hochbur-

gen und bei besserverdie-

nenden Akademikern ha-

ben ihr vielfach die Grünen 

den Rang abgelaufen. Die 

stehen für einen gemäßig-

ten Pazifismus, latenten 

Anti-Amerikanismus, für 

Gutmenschentum pur und 

Gendermainstreaming. 

Zudem haben die Grünen 

sich das uralte sozialdemo-

kratische Thema der Um-

verteilung auf die Fahnen 

geschrieben. 

Die Chance der FDP? 
 
Die Freien Demokra-
ten unterscheiden 
sich in grundlegenden 
Ansätzen von den an-
deren Parteien. Das 
hat zu dem geflügelten 
Wort bei „den ande-
ren“ geführt: Wer FDP 
wählt, muss alles sel-
ber machen. Bei einer 
Zunahme der Staats-
gläubigkeit in Europa 
und Deutschland ist 
das kein Erfolgsver-
sprechen.  
Wir sind allerdings der 
Meinung, dass der 
Staat sowohl Teil der 
Lösung als auch Teil 
des Problems ist. 
Die Probleme vernünf-
tig zu analysieren und 
zu lösen halten wir für 
wichtig!  
 
Oberste Priorität hat 
das Vorleben eines 
liberalen Lebensge-
fühls:  
 

angstfreie, optimisti-
sche Lösungsorien-
tierung, zufrieden mit 
dem und stolz auf 
das Erreichte sein, 
Stolz auch auf die 
Entwicklung der Bun-
desrepublik; 

Chancengerechtig-
keit zubilligen und 
einfordern, leistungs-
gerechte Honorie-
rung, keine Gleich-
macherei; 

Verteidigung der of-
fenen Gesellschaft 
und der Freiheit ge-
gen alle Gegner;  

Verknüpfung von 
individueller Freiheit 
und Eigenverantwor-
tung in allen gesell-
schaftlichen Berei-
chen - eine liberale 
Grundeinstellung.  

Die Chancen der FDP!  



Ausschüsse & Ressortverteilung der neuen liberalen Fraktion 
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Den einzelnen Aus-

schüssen gehören die 

jeweiligen Fachleute der 

Fraktionen an, etwa für 

das Finanzwesen, die 

Schulpolitik oder für 

den Umweltschutz. Die 

Ausschüsse befassen 

sich mit den Angelegen-

heiten, die ihnen – in 

der Regel vom Plenum 

– im Einzelfall überwie-

sen worden sind, und 

geben Beschlussemp-

fehlungen. Darüber hin-

aus können die Aus-

schüsse auch andere 

Fragen aus ihrem Ge-

schäftsbereich beraten 

und dem Landtag zur 

Entscheidung vorlegen. 

[HUR] 

Ausschüsse Mitglieder 

Ständiger Ausschuss Weinmann, Prof. Dr. Goll 

Finanzen Dr. Aden, Glück 

Wirtschaft Reich-Gutjahr, Prof. Dr. Schweickert 

Kultus, Jugend, Sport Hoher, Dr. Kern 

Wissenschaft Hoher, Weinmann 

Innen Prof. Dr. Goll, Dr. Kern 

Umwelt und Energie Glück, Reich-Gutjahr 

Soziales Haußmann, Keck 

Ländlicher Raum Dr. Bullinger, Hoher 

Verkehr + Infrastruktur Haußmann, Keck 

Europa Dr. Aden, Prof. Dr. Schweickert 

Petition Dr. Bullinger, Keck 

Wahlprüfungsausschuss Keck 

Parl. Kontrollgremium Weinmann 

  Die neu gewählten Abgeordneten: http://fdp-dvp-fraktion.de/wir/landtagsabgeordnete/ 

  

  



Auswirkungen des  

Pflegestärkungsgesetzes II 

(PSG II) 

 

Die größte Änderung zum 

seitherigen Pflegesystem 

ist die Einführung von Pfle-

gegraden anstelle der seit-

herigen Pflegestufen. Mit 

Wirkung vom 1.1.2017 

werden Versicherte, bei 

denen bis 31.12.2016 die 

Voraussetzungen für eine 

Pflegestufe (PfSt) nach 

altem Recht vorlagen, in 

Pflegegrade PfGr) überge-

leitet  (siehe Tabelle 1).  

 

Neu ist auch, dass Versi-

cherte, bei denen eine er-

hebliche Einschränkung 

der Alltagskompetenz fest-

gestellt wurde und seither 

in keiner Pflegestufe wa-

ren, mindestens in PfGr 2 

übergeleitet werden.  

 

Der Pflegegrad wird mit 

Hilfe eines pflegefachlich 

begründeten Begutach-

tungsinstruments ermittelt 

(siehe Kasten links).  In-

nerhalb der einzelnen Mo-

dule werden nach definier-

ten Kriterien Punkte zuge-

ordnet. Aus den gewichte-

ten Punkten aller Module 

wird durch Addition die 

Gesamtpunktzahl ermit-

telt, die dann zu einer Zu-

ordnung der Personen in 

die fünf Pflegegrade nach 

Beeinträchtigung der Selb-

ständigkeit oder der Fähig-

keiten führt (siehe Tabelle 

1).  

 

Der Beitragssatz der Sozia-

len Pflegeversicherung 

steigt zum 1.1.2017 um 

0,2% auf 2,55% bzw. 2,8% 

für Kinderlose. 

 

Der Anspruch auf Kurzzeit-

pflege in einer Pflegeein-

richtung nach z.B. einem 

Krankenhausaufenthalt 

wird von vier bis auf acht 

Wochen im Jahr ausge-

dehnt;  die Pflegekasse 

übernimmt wie seither 

Kosten bis zu 1612 € je 

Kalenderjahr. 

 

Fällt die Pflegeperson bei 

selbst organisierter 

häuslicher Pflege aus 

(z.B. durch Urlaub oder 

Krankheit), wird bei Inan-

spruchnahme von Ver-

hinderungspflege die 

Hälfte des Pflegegeldes 

bis zu sechs Wochen im 

Kalenderjahr weiterge-

zahlt. 

 

Die Träger von Pflegeein-

richtungen, Sozialhilfe-

träger und Pflegekassen 

müssen bis zum 

30.9.2016 die Personal-

struktur und die Perso-

nalschlüssel prüfen und 

gegebenenfalls anglei-

chen. 

  

Die Bewohner von Pfle-

geheimen sind bis spä-

testens bis zum 

30.11.2016 über die 

danach geltenden Pfle-

gesätze schriftlich zu 

informieren. 

 

Die Beratung von Pflege-

bedürftigen und Angehö-

rigen wird verstärkt. Die 

zuständige Pflegekasse 

informiert die Versicher-

ten unverzüglich nach 

Eingang eines Antrags 

auf Leistungen insbeson-

dere über die unentgeltli-

che Pflegeberatung, den 

nächstgelegenen Pflege-

stützpunkt sowie die 

Leistungs- und Preisver-

gleichsliste. Das Gutach-

ten wird dem Antragstel-

ler durch die Pflegekasse 

übersandt. Auf Wunsch 

einer anspruchsberech-

tigten Person erfolgt die 

Pflegberatung auch ge-

genüber Angehörigen. 

 

Die im vorliegenden Ge-

setz geforderten Pflege-

stützpunkte sind in BW 

schon eingerichtet. Wei-

terhin sollen Landespfle-

geausschüsse gebildet 

werden. Der Spitzenver-

band der Pflegekassen 

soll unter Beteiligung des 

Medizinischen Spitzen-

verbandes Bund der 

Krankenkassen bis zum 

31.7.2018 Richtlinien 

zur einheitlichen Durch-

führung der Pflegebera-

tung erlassen 

(Pflegeberatungsricht-

linien). 

 

Das BMG beauftragt eine 

begleitende wissen-

schaftliche Evaluation, 

insbesondere zu Maß-

nahmen und Ergebnis-

sen zur Umsetzung der 

Umstellung des Verfah-

rens, mit dem die Pflege-

bedürftigkeit festgestellt 

wird.  

Ein Bericht ist bis zum 

1.1.2020 zu veröffentli-

chen. Des Weiteren wird 

ein Qualitätsausschuss 

aus der gleichen Anzahl 

von Vertretern des Spit-

zenverbandes Bund der 

Pflegekassen 

(Leistungsträger) und aus 

Vertretern der Vereinigung 

der Träger der Pflegeein-

richtungen auf Bundes-

ebene (Leistungserbringer) 

eingerichtet.  

Die Vertragsparteien sol-

len fachlich unabhängige 

wissenschaftliche Einrich-

tungen berufen. Diese 

werden beauftragt, bis 

zum 31.3.2017 die Instru-

mente für Qualitäts-

Prüfung und Berichterstat-

tung in der stationären 

Pflege zu entwickeln. [HD] 

Die neuen Pflegegrade 
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Das 

pflegefachliche 

Gutachten-

instrument ist in 

sechs Module 

gegliedert;  

Gewichtung bei der 

Gesamtbeurteilung 

(in Klammern):  

 

1. Mobilität (10 %) 

2. kognitive und  

kommunikative 

Fähigkeiten 

3. Verhaltens-

weisen und 

psychische 

Problemlagen, 

Punkte 2 und 3 

zusammen  

(15 %) 

4. Selbstver-

sorgung (40 %) 

5. Bewältigung  

und 

selbständiger 

Umgang mit 

krankheits- oder 

therapie-

bedingten 

Anforderungen 

(20 %) 

6. Gestaltung des 

Alltagslebens 

und sozialer 

Kontakte (15%) 

 

Das detaillierte 

Punktezuord-

nungsschema 

haben wir auf 

unserer  

Homepage zum 

Download für Sie 

bereitgestellt.  

 

(www.liberale-

senioren-bw.de/

aktuelles)  
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Rente und die Bundestagswahlkämpfe    (1)  

Tabelle 1:            Auswirkungen des Pflegestärkungsgesetzes II (PSG II) 

Pflege-
stufe 

  Pflegegrad   Pflegekasse 
übernimmt in 

vollstationären 
Einrichtungen  

Pflegekasse 
übernimmt bei 
häuslicher und 
teilstat. Pflege 

Pflegegeld 
(muss bean-

tragt wer-
den) 

(alt)   (neu)         

PfSt  PfGr   pro Monat pro Monat pro Monat 

              

    I geringe Beeinträchtigun-
gen 

125 €   -    

I  II erhebliche Beeinträchti-
gungen 

770 € 689 € 316 € 

II  III schwere Beeinträchtigun-
gen 

1.262 € 1.298 € 545 € 

III  IV schwerste Beeinträchti-
gungen 

1.775 € 1.612 € 728 € 

   V schwerste Beeinträchti-
gungen mit besonderer 
Anforderungen an die 
pflegerische Versorgung. 

2.005 € 1.995 € 901 € 

Stehen wir vor einem  

Déjà-vu-Erlebnis? 

 

Bereits 1997 hat Norbert 

Blüm davor gewarnt, einen 

Rentenwahlkampf anzuzet-

teln. Leider vergeblich. 

Blüm wollte den Anstieg 

der Renten bremsen, weil 

die Menschen immer älter 

werden. Das passte der 

SPD damals nicht. Sie ist 

im Wahlkampf 1998 mas-

siv dagegen zu Felde gezo-

gen. 

Aber nur drei Jahre später 

leitete die rot-grüne Bun-

desregierung unter dem 

Druck einer hohen Arbeits-

losigkeit und einer schmel-

zenden Rentenreserve 

selbst Reformen ein: 

Danach sollte die Ren-

tenentwicklung hinter der 

Lohnentwicklung zurück-

bleiben und  

zur gesetzlichen Rente 

sollte eine zusätzliche 

private und betriebliche 

Vorsorge treten (z.B. 

Riester und Rürup ). 

 

Es fehlte nicht an zusätz-

lichen Beschlüssen. So 

wurde z.B. festgelegt,  

das Nettorentenniveau 

bis zum Jahr 2030 suk-

zessive bis auf 43 % 

des durchschnittlichen 

Jahresentgeltes abzu-

senken (siehe dazu die 

Grafik auf Seite 6 )und  

das Renteneintrittsalter 

auf 67 Jahre zu erhö-

hen.  

 

Dass die 2015 beschlos-

sene Einführung der ab-

schlagsfreien Rente mit 

63 nach 45 Beitrags-

jahren dem diametral 

widerspricht, daran erin-

nert sich heute niemand 

und störte offenbar nie-

manden.  

 

Dies und die Änderun-

gen bei der Mütterrente 

verursachte 2015 für 

das Sozialversicherungs-

system bereits zusätzli-

che Ausgaben in Höhe 

von 9 Milliarden Euro 

und führte zu einem De-

fizit in Höhe von 2 Milli-

arden Euro. In den Folge-

jahren ist mit einem An-

steigen der Ausgaben zu 

rechnen. Und damit 

droht auch ein weiteres 

Ansteigen des Defizites, 

selbst bei anhaltend gu-

ter Konjunkturlage. Das 

liegt sowohl an der Tat-

sache,  

dass in den nächsten Jah-

ren verstärkt geburten-

starke Jahrgänge in Rente 

gehen, als auch  

an einem weiteren Anstei-

gen der Lebenserwartung. 

 

Darüber hinaus bietet die 

Politik sowohl für gesell-

schaftliche Herausforderun-

gen als auch für hausge-

machte Probleme wie 

prekäre Arbeitsverhältnis-

se und  

Missbrauch von Zeitarbeit 

und Werkverträgen derzeit 

keine überzeugenden Lö-

sungen an.  

Denn diese Tatsachen füh-

ren dazu, dass mit dem 

Mindestlohn selbst nach 45 

Beitragsjahren nur eine 

Rente kaum über der 

Grundsicherung erreicht 

wird.  
(weiter Seite 6) 



Trotzdem entwickeln Gab-

riel, Nahles und Co. nahe-

zu täglich neue Ideen, mit 

welchen zusätzlichen 

Wohltaten der Wähler be-

glückt werden könnte.  

 

Da kommt wieder die  

„Lebensleistungsrente“  

ins Spiel,  

da meint der SPD-

Vorsitzende, dass die 

Rente keinesfalls weiter 

absinken dürfe. 

oder er spielt mit der 

Vorstellung, dass der 

Mindestlohn eine 

Schwester namens Min-

destrente bekommen 

müsse.  

 

Und wieder einmal wird 

überlegt, eine Kommissi-

on einzusetzen, die Vor-

schläge erarbeiten soll, 

wie das Rentensystem 

sicherer gemacht werden 

und ein Absinken des 

Rentenniveaus auf unter 

50 % vermieden werden 

kann – was ohnehin 

schon eingetreten ist 

(siehe Grafik). Diese 

Kommission soll auch 

Konzepte entwickeln, 

dass die Beiträge nicht 

auf ein unzumutbares 

Niveau steigen. Was ei-

ner Quadratur des Krei-

ses gleichkommt. 

 

Wird diese Kommission 

auch den Mut zu einem 

Paradigmenwechsel ha-

ben? (Siehe Kasten 

links)  

 

Möglichkeiten, die lang-

fristige Finanzierung des 

Rentensystems sicherer 

zu machen, sind wohl 

durchaus gegeben, es ist 

nur eine Frage des politi-

schen Mutes , notwendi-

ge und für richtig erkann-

te Lösungen offensiv zu 

vertreten und auch ge-

gen die Widerstände von 

Lobbyisten aller politi-

schen Farben durchzu-

setzen. 

 

Jedoch nicht nur die Par-

teien und Politiker sind 

gefordert, sondern auch 

der Bürger.  

 

Man fragt sich gelegent-

lich, wo bei einem so exi-

stenziellen Thema die 

Wutbürger bleiben. Wenn 

es um den Juchtenkäfer 

oder um Lurche geht, ge-

hen die Menschen zu 

Tausenden auf die Stra-

ße,  aber für ein Herz-

stück des Solidarsystems 

kommt nicht wirklich je-

mand hinter dem Ofen 

hervor – die Jungen, die 

es vor allem betrifft, 

nicht, und die Alten im 

Wartestand auch nicht 

oder nur sehr zögerlich.  

 

Freilich:  

je länger gewartet und 

nichts getan wird, desto 

schwerer wird später die 

Lösung solcher Probleme.  

[HPG] 
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Der würde 

bedeuten, dass 

die Basis der 

Beitragszahler 

verbreitert wird, 

indem alle 

Bürger beitrags-

pflichtig werden, 

auch Selbst-

ständige und 

Beamte. 
Schweizer Modell 

 

Oder dass man 

das Rentenein-

trittsalter so 

flexibel gestaltet, 

dass jeder selbst 

entscheiden 

kann, wann er 

ganz oder 

teilweise in 

Rente gehen will 
(eine alte Forde-

rung der FDP). 

 

Auch die 

Finanzierung  

versiche-

rungsfremden 

Leistungen, die 

die Rentenkasse 

seit vielen Jahren 

schultern muss, 

gehört endlich 

auf den 

Prüfstand. Dies 

ist ein Thema, 

das alle Parteien 

schon viel zu 

lange vor sich 

herschieben.  

 

Und sollte nicht 

auch die Idee 

geprüft werden, 

den Soli, den 

außer der FDP 

alle anderen 

Parteien sowieso 

nicht ernsthaft 

abschaffen 

wollen, zur 

Finanzierung der 

Altersrente 

heranzuziehen? 
 

Rente und die Bundestagswahlkämpfe    (2) 

Paradigmenwechsel 



Tübingen, 1. 4. 2016 

 

Wäre ich ein Rollator, so wäre ich 

ständig beleidigt, weil man mich so 

wenig achtet. Dabei bin ich überaus 

nützlich, gar unentbehrlich und 

doch in meinem Wesen verkannt.  

 

Viele meinen, man könne mit mir 

nur gebückt fahren, wenn man 

nicht mehr so gut auf den Beinen 

ist. Aber was kann ich nicht sonst 

noch alles? Man kann sich auf 

mich gemütlich setzen, überall wo 

man sich gerade befindet. Ich bin 

eine Mobilitätshilfe, die Ihresglei-

chen sucht. Man kann mich leicht 

umrüsten zum Einkaufswagen, 

der auch alles Mögliche mittra-

gen und mitschleppen kann, was 

eine fürsorgliche Hausfrau für 

nötig hält. Und das ist nicht we-

nig.  

 

Nicht umsonst hält sich das 

Verbraucherklima auf schwin-

delnden Höhen, weil es eben kei-

ne Konsumschranken gibt. Be-

hängt mit Taschen und Tüten fah-

re ich stolz aus dem Einkaufspa-

radies heraus; was der Mensch 

nötig hat, das trage ich mit großer 

Leichtigkeit.  

 

Noch ganz anderes kann ich 

leisten in bewegten Wahl-

kampfzeiten: ruck zuck umge-

wandelt in einen fliegenden 

Infostand, mit Plakaten um-

hüllt und aufzustellen in 

Ecken, wo sonst keine Partei 

hinkommt. Außerdem: wer hat 

etwas gegen einen mobilen 

Kleinkiosk oder Eisstand? 

 

Man mag mich trotzdem nicht, 

sieht in mir nur ein Symbol von 

Alter und Gebrechlichkeit. 

Ein Rollator  —  oder „Der“ Rollator? 
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Aufruf:      Rehabilitiert den Rollator!   

stattung. Hupe und Rückspiegel 

sollten selbstverständlich sein; 

dazu gehört auch eine anspre-

chende Beleuchtung und auf 

Wunsch auch Gummibereifung.  

Die farbliche Gestaltung des grau-

schwarzen Gebildes sollte grundle-

gend verändert werden, Stilrich-

tung egal, 

auf jeden 

Fall bunt.  

 

Der künst-

lerischen 

Gestaltung 

des stilvol-

len Rolla-

tors sind 

keine Grenzen gesetzt, Jugendstil 

bevorzugt. 

 

Der Rollator als Bereicherung des 

Straßenbilds, vom Publikum mit 

Beifall bedacht, wo immer er auf-

taucht. Wer mithilft beim Schie-

ben, bekommt ein Diplom.  

 

Welche Möglichkeiten ergeben 

sich Tag für Tag für generationen- 

übergreifende Kommunikation:  

Jüngere starke Männer helfen 

beim Rangieren des Rollators. Der 

dankbare Blick ist das Wenigste!  

Darum rufen wir auf zur Rehabili-

tation des Rollators!  

 

Wenn sich zwei Fahrer treffen, 

sollen sie nicht mit gesenktem 

Blick und gegenseitigem Mitleid 

aneinander vorbeischleichen, son-

dern mit erhobenem Haupt und 

gestreckten Armen auf Augenhö-

he den Kontakt suchen, mitleidig 

auf die beschwerlich an Stöcken 

oder ungestützt herumlaufenden 

Personen blicken, die sich nicht 

trauen, ein nahezu geniales In-

strument zu nutzen.  

 

Natürlich brauchen wir eine nach-

haltig verbesserte technische Aus-

Die Krönung wäre ein Tag des 

Rollators mit  

 

Vorführungen,  

Reden,  

Ausstellungen moderner Ge-

räte,  

zu Drehorgeln umgerüsteten 

Rollatoren als musikalische 

Begleiter.   

 

Ja, das wäre schön und 

nicht so traurig, wie es ist, 

wenn ich kaum beachtet 

mühevoll als graues Gefährt 

durch die Wohnungstür ge-

schoben werde und achtlos 

zusammengeklappt auf den 

nächsten Einsatz warte.  

Wann wird unsere Stunde 

schlagen?   

Dann wenn Rolling Stones und 

Rollator in einem Atemzug ge-

nannt werden!   

[KS] 



Scharnhausen 16. 4. 2016 

Nach der Begrüßung durch 

den Landesvorsitzenden 

Dr. Wolfgang Allehoff er-

läuterte Heinz Sprenger, 

stellv. Hauptgeschäftsfüh-

rer im Verband der Bau-

stoffindustrie, das Aufga-

benspektrum des Ver-

bands. Er schlug einen 

interessanten Bogen zum 

Referat am Nachmittag 

zum Thema Planung und 

Verkehrsinfrastruktur. 

 

Dr. Jan Havlik überbrachte 

im Auftrag der Landtags-

fraktion der FDP/DVP die 

Grüße und den Dank für 

die Unterstützung 

durch die Senio-

ren bei der Land-

tagswahl im 

März. Diese führ-

te nicht zuletzt  

durch die Mithilfe 

der Senioren fast 

zu einer Verdopp-

lung der Anzahl 

der liberalen 

Mandate im Stutt-

garter Landtag.   

Nach dem Rechen-

schaftsbericht des 

Vorstands (Dr. Allehoff) 

und dem Bericht des 

Schatzmeisters über die 

gesunden Finanzen 

(Heinrich Ritterhoff) erfolg-

te die einstimmige Entlas-

tung (Rechnungsprüfer 

Roland Kohn und Hilde-

gundGramespacher).  

 

Das erfolgreiche Ab-

schneiden der Freien De-

mokraten bei der Land-

tagswahl 2016 und die 

Diskussionen über die 

Koalitionsoptionen der ein-

zelnen Parteien wurden 

kommentiert.  

Den Abschluss der sehr 

erfolgreichen Mitgliederver-

sammlung 2016 bildete 

die Vorstellung der Arbeits-

gruppen in Eckpunktepa-

pieren: 

Pflege  

(Rainer Maute) 
Wohnkonzepte im Alter 

(Günther Hammer) 
Energiewende  

(Dr. Wolfgang Allehoff) 

Lebenslanges Lernen 

(Dr. Kurt Sütterlin)   

 

      Mitgliederversammlung 2016 in Scharnhausen 
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der Abläufe und selbst-

verschuldeten politi-

schen Fallen.   

[WHA] Fotos: KK 

Ein Highlight war der inte-

ressante und vieldiskutier-

te Vortrag von Stefan 

Tritschler vom Verkehrs-

wissenschaftlichen Institut 

Stuttgart.  

Heute geplant, in 30 Jah-

ren gebaut – der lange 

Weg zu neuer Verkehrsinf-

rastruktur.  

Tritschler zeigte am Bei-

spiel der Rheintal-

Autobahn, warum die Ver-

hältnisse so sind, wie sie 

sind, und den Unterschied 

zwischen Deutschland und 

der Schweiz. Und warum 

es in Hongkong zum Teil 

wesentlich schneller geht. 

Zum Einen liege es am 

demokratischen Pla-

nungsprozess, zum An-

deren aber auch an ei-

ner Überbürokratisierung  

    Fachreferat: Heute geplant  -  in 30 Jahren gebaut  

Rainer Maute 

Günther Hammer 

Heinrich Ritterhoff 

Roland Kohn 

Dr. Kurt Sütterlin 



   Liberale Senioren besuchen Bundesverfassungsgericht  

BIBERACH 28.4.2016 - 

Von Biberach aus geht 

es nach Karlsruhe - Hö-

hepunkt des Besuchs ist 

die Besichtigung des Ple-

narsaals. 

 

Aus ganz Oberschwaben, 

vom Bodensee bis zur 

Schwäbischen Alb, sind 

kürzlich die liberalen Se-

nioren von Biberach aus 

zu einem Besuch des 

Bundesverfassungs-

gerichts in Karlsruhe 

gestartet. 

 

Nach einer Stärkung 

in einem bäuerlichen  

Spargelrestaurant im 

Rheintal ging es zu-

Reiseziel. 

Bei einer Führung 

lernten sie das Ge-

richtsgebäude und 

die Geschichte des 

Hauses kennen. Im Se-

natssaal tagen beide 

Senate des Gerichts ge-

meinsam. Ölgemälde der 

Präsidenten des BVG 

grüßen von den Wänden. 

In diesem repräsentati-

ven Rahmen werden De-

legationen der höchsten 

Gerichte aus der ganzen 

Welt empfangen. Einen 

Eindruck in die Arbeitsat-

mosphäre bietet die 

umfangreiche Bibliothek 

des Hauses, die sich 

zum Botanischen Garten 

hin öffnet. Diese beher-

bergt auch Ausschnitte 

aus der Geschichte des 

Hauses ausgestellt.  

Besonders amüsant war 

die Klage des ersten Prä-

sidenten gegenüber dem 

Bundesjustizminister 

über die „Verbannung 

(des BVG) in die dörfli-

che Einsamkeit einer 

ehemaligen Residenz-

stadt“. Der Höhepunkt 

des Besuchs war die 

Besichtigung des Ple-

narsaals, bekannt durch 

viele Fernsehübertra-

gungen.  

 

Dort erhielten die Teil-

nehmer allgemeine In-

formationen über die 

Zusammen-

setzung des 

Gerichts und 

seine Arbeits-

weise.  

 

Der bekann-

te Richter-

tisch mit 

dem impo-

santen Bun-

desadler bil-

dete dann 

auch die Kulisse für  

das Gruppenfoto der 

Liberalen Senioren. 

[GB] Fotos: KK  
Weitere Bilder auf der LSI 

Homepage.  
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In der  Öffentlich-

keit ist des Bundes-

verfassungsgericht 

in erster Linie 

durch die Senats-

verfahren bekannt.  

 

Nur in diesen Ver-

fahren gibt es 

mündliche Ver-

handlungen mit TV-

Übertragungen. 

 

Einen umfangrei-

chen Teil der Arbeit 

erledigen jedoch 

die Kammern.  

 

In der Zeit von 

1951 bis 2014 

sind 7826  Verfah-

ren im Senat, 

180044 in den 

Kammern sowie 

2704 Anträge auf 

Erlass einer einst-

weiligen Anordnung 

entschieden wor-

den.  



Regionalverband Bodensee-Oberschwaben-Ulm 
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wasserversor-

gung in Sipplin-

gen 

 „Viel muss nicht unter-

nommen werden, um aus 

Bodenseewasser bestes 

Trinkwasser zu machen.“ 

So bescheiden formuliert 

die Bodenseewasserver-

sorgung selbst ihre Tätig-

keit. Trotzdem, oder gera-

de deswegen, lohnt ein 

Besuch der imposanten 

Anlagen hoch über dem 

Bodensee. Allerdings pro-

fitieren die Oberschwaben 

selbst weniger als das 

Unterland. 

Liberale Se-

nioren des 

Regionalver-

bandes tra-

fen sich An-

fang Juni auf 

dem Sipplin-

ger Berg zur 

Besichtigung 

des Werkes. 

Auch aus 

dem Unter-

land kamen 

Mitglieder, 

einschließ-

lich des Landesvorsitzen-

den der LSI, Dr. Allehoff. 

In zwei Gruppen wurden 

wir von sachkundigen Mit-

arbeitern empfangen und 

geführt. Sie erklärten uns 

die Wasserentnahme aus 

der Tiefe des Bodensees.  

Die gigantischen Pumpen 

waren deutlich zu hören 

und zu spüren.   

Der grünlich schimmern-

de Quelltopf des Boden-

seewassers auf dem 

Sipplinger Berg liefert den 

Rohstoff. Dieser wird im 

Anschluss mit Mikrosie-

ben, Filterschichten und 

Sauerstoff, genauer Ozon, 

zu absolut reinem Trink-

wasser aufbereitet. Her-

vorgehoben werden muss, 

dass diese ganzen Prozes-

se keinerlei Abfallstoffe 

erzeugen. Lediglich weni-

ge Kilogramm Algen wer-

den in Form 

von Flocken 

als Kompost 

verwertet. 

Am Ende der 

Führung 

konnten wir 

uns selbst 

von der Was-

serqualität 

überzeugen 

und die 

Trinkgläser 

als Souvenir 

mit nach Hause nehmen. 

Erstaunlich: 

Diese jetzt 

70 Jahre 

alte Anlage 

sieht aus, 

als wäre sie 

erst kürzlich 

erbaut wor-

den. „Auch 

wenn es 

nur wenig 

bedarf, so 

gutes Trink-

wasser zu 

bereiten“, 

beeindruckt 

hat uns die-

se Technik 

gewaltig. 

 

Nach den 

vielen Trep-

pen und 

Wegen, die 

wir hinter 

uns brach-

ten, war es Zeit für ein kräfti-

ges Mittagessen. Ein Gast-

hof bot ein Panorama 

des sonnenbeschienen 

Bodensees und der 

schneebedeckten Berge 

im Hintergrund. 

[GB/KK] 

 

Weitere Bilder von KK 

auf der LSI Homepage  

Die Pumpen des 

Seepumpwerks 

liefern bis zu 

500000 m³  

Wasser pro Tag. 

Dieser Tageshöchst-

bedarf kann hier 

und auf der Strecke 

in Behältern 

gespeichert werden. 

Insgesamt 1700 km 

Leitungsnetz 

werden aus 

Sipplingen versorgt. 

Bis in den 

äußersten Norden 

Baden-

Württembergs 

werden 4 Millionen 

Menschen täglich 

mit frischem 

Trinkwasser 

beliefert. Der 

Durchmesser einer 

Hauptleitung wird 

von Klaus Kastner 

im Bild 

demonstriert. Das 

aufbereitete 

Trinkwasser fließt 

ab dem Sipplinger 

Berg frei in die 

angeschlossenen 

Städte und 

Gemeinden. Die 

Schwäbische Alb 

wird im Stollen 

unterquert. Bis an 

den Main kann das 

Trinkwasser bis zu 

7 Tage unterwegs 

sein. 



Sind Ältere Taktgeber oder Getaktete in der Politik  BTW 2017 

Seite  11 LSI aktuell  2016  Nr. 2 

Bettina Munimus (geb. 

1980) macht sich in ei-

nem Artikel (1) für die 

Bundeszentrale für politi-

sche Bildung Gedanken, 

ob Ältere die wahren 

Taktgeber in einer altern-

den Gesellschaft sind.  

 

Sie kommt zu dem 

Schluss, dass das von 

Soziologen „passive Rep-

räsentationsthese“ ge-

nannte Konzept auch 

2015 stimmen würde.  

Danach fühlen sich älte-

re Menschen in ihren 

Interessen von Jüngeren 

adäquat vertreten. Aller-

dings glaubt sie, dass 

Konflikte zu erwarten 

seien, „wenn sich bei 

klammen Finanzkassen, 

insbesondere auf der 

kommunalen Ebene, ver-

teilungspolitische Fragen 

etwa dahingehend stel-

len, ob Kindergärten ge-

baut und Schulen saniert 

oder Gehwege barriere-

frei gestaltet werden sol-

len.“ 

 

Ich glaube, hier fehlt der 

Dame die Lebenserfah-

rung. 

 

In CDU und SPD, hier 

liegen die besten statisti-

schen Zahlen vor, stell-

ten 2010 Mitglieder über 

60 Jahre die Mehrheit, 

unter 30-Jährige waren 

in beiden Parteien nicht 

einmal mehr mit acht 

Prozent. Die meisten der 

langjährigen Mitglieder 

über 60 Jahre wollen ihr 

aktives Engagement in 

gewohnter Weise auf-

rechterhalten, ohne je-

doch Politik als Beruf 

auszuüben. Genau diese 

Altersgruppe ist in den 

höheren Führungsgre-

mien der Parteien und 

der Parlamente aller-

dings weit unterreprä-

sentiert.  

 

Bundestagsabgeordnete 

über 60 Jahre waren in 

der 17. Wahlperiode 

(2009 – 2013, als die 

FDP noch im Parlament 

war) gerade einmal mit 

16,4 Prozent vertreten.  

 

Ich bin überzeugt, dass 

die Zahlen für die FDP 

sich, was die Altersrelati-

on betrifft, nicht unter-

scheiden. 

 

Ich halte den Krieg der 

Generationen für ein 

Hirngespinst der Boule-

vardpresse. Natürlich 

gibt es die reichen Be-

amten-

Pensionis-

ten ohne 

Kinder, die 

eine Luxus-

Kreuzfahrt 

nach der 

anderen 

buchen – 

aber das ist 

die Ausnah-

me. Die Re-

gel sind eh-

renamtlich 

engagierte 

Senioren, 

die für ihre 

Enkel und  

Kinder ihr 

letztes Hemd geben wür-

den. 

 

Wolfgang Streeck (geb. 

1946) schreibt in einem 

Jahrbuchbeitrag 2010 

„Droht Deutschland eine 

Rentnerdemokratie?“:  

"Eine kluge Politik in 

einer alternden Gesell-

schaft wird gemeinsa-

me Interessen von Alt 

und Jung in den Vorder-

grund stellen und die 

sozialen Bindungen zwi-

schen den Generatio-

nen pflegen. (…) Eine in 

diesem Sinne gute Poli-

tik ist schwierig, aber 

sie ist auch möglich, 

nicht zuletzt, weil es der 

Politik selber gegeben 

ist, durch Wahl einer 

geeigneten öffentlichen 

Sprache, insbesondere 

durch Vermeidung spal-

terischer Rhetorik, die 

Probleme so zu definie-

ren, dass sie einer ge-

meinsamen und aus-

gleichenden Bearbei-

tung zugänglich blei-

ben." 

 

Vor diesem Hintergrund 

macht auch der Artikel 

von Hermann Otto 

Solms im FOCUS 

19/2016 Sinn, der mit 

75 noch einmal für den 

Bundestag 2017 kandi-

dieren will. 

Ich sehe allerdings für die 

etablierten Parteien eine 

andere, ernstere Gefahr, die 

sich auch schon beim letz-

ten Landtagswahlkampf 

gezeigt hat: Unser Wähler-

klientel sind Ältere, die ihre 

politische Sozialisation in 

den stürmischen 60er, 70er 

und 80er Jahren aufgebaut 

haben und größtenteils 

hochqualifizierte Berufs– 

und Bildungsabschlüsse 

vorweisen.    

Das sind Leute, die in den 

Debatten zwischen Konrad 

Adenauer, Willy Brandt, Hel-

mut Schmidt und Helmut 

Kohl  gelernt haben, sich 

anhand von Qualitätsme-

dien eine eigene Meinung 

zu bilden.  

 

Diese müssen an der gegen-

wärtigen Medienlandschaft 

verzweifeln. Ein Beispiel als 

pars pro toto: Maybrit Illner 

lädt den AfD-Vertreter Mar-

cus Pretzell sowie Oskar 

Lafontaine, Klaus Wowereit 

und von der CSU Markus 

Söder zur Diskussion über 

Populismus ein.   

Alle - inklusive der Modera-

torin - Populisten von beson-

deren Gnaden, die sich 

nicht weh tun. 

Wir laufen aktuell Gefahr, 

dass  sich die gebildeten, 

älteren Wähler sich von ei-

ner als besonders doof 

empfundenen Politikvermitt-

lung abwenden und gar 

nicht mehr wählen.    

 

In Amerika gibt es die Bewe-

gung: too stupid to un-

derstand science? Try religi-

on! Or politics! [WHA] 

(1)  http://www.bpb.de/

apuz/153142/aeltere-taktgeber-in-der

-alternden-gesellschaft?p=all 

http://www.bpb.de/apuz/153142/aeltere-taktgeber-in-der-alternden-gesellschaft?p=all
http://www.bpb.de/apuz/153142/aeltere-taktgeber-in-der-alternden-gesellschaft?p=all
http://www.bpb.de/apuz/153142/aeltere-taktgeber-in-der-alternden-gesellschaft?p=all
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Redaktionsteam  / Themen / Termine 

Nächste LSI Aktuell-Themen 

1. Altersvorsorge    

2. Lebenslanges Lernen aus 

LSI-Sicht  

Aufruf zur Mitarbeit: 

Unser LSI-Aktuell kann nur so 

informativ sein, solange Sie — 

unsere Leser — aktiv an der 

Gestaltung mitarbeiten.   

Bitte senden Sie Ihre Zuschrif-

ten an unsere zentrale   

E-Mail-Adresse   

 

info@liberale-senioren-bw.de 

Terminankündigungen:  

"ambient assisted living" -  

Theorie und Praxis -  

können wir uns die teure  

Technologie leisten? 

Tübingen  16.9.2016 

 

Bundesdelegiertenversammlung 

in Mainz  1. Oktober 2016 

 

 

Bitte informieren Sie sich auf  

unserer Homepage. 
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Liebe Mitglieder und Freunde der LSI,  

 

mit unseren Themenstellungen sind wir auf der Höhe der Zeit:   

 

Fokus auf gesundheitsstärkende Faktoren  

Fokus auf Sicherheit und Prävention 

Fokus auf architektonische Wohnkonzepte, die nicht erst im Alter beginnen 

Fokus auf Lernkonzepte, die lebenslang gelten 

Fokus auf generationenübergreifende Lösungsansätze  

Fokus auf bürgerschaftliches Engagement 

  
                        Ihr Redaktionsteam 


